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 Beschlussempfehlung und Bericht
 des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
 (16. Ausschuss)

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 –  Drucksache 17/9686  –

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Geodatenzugangsgesetzes

 A.  Problem

 Mit  dem  schrittweisen  Aufbau  der  nationalen  Geodateninfrastruktur  stehen  die
 Geodaten  des  Bundes  über  Geodatendienste  und  das  Geoportal  des  Bundes
 Bürgerinnen  und  Bürgern,  Wissenschaft  und  Wirtschaft  zur  Verfügung.  Auf
 Bundesebene  existiert  jedoch  derzeit  keine  spezialgesetzliche  Rechtsgrundlage
 zur  Festlegung  von  Nutzungsbedingungen  für  die  Bereitstellung  von  Geodaten
 und  Geodatendiensten.  Die  Änderung  des  Geodatenzugangsgesetzes  (GeoZG)
 schafft  die  Rechtsgrundlage  für  eine  geldleistungsfreie  Nutzung  von  Geodaten
 und  Geodatendiensten  für  eine  allgemeine  Nutzung.  Um  die  Bedingungen  für
 die  Nutzung  dieser  Geodaten  und  Geodatendienste  verbindlich  festlegen  zu
 können,  wird  die  Ermächtigung  zum  Erlass  von  Rechtsverordnungen  in  §  14
 GeoZG entsprechend erweitert.

 B.  Lösung

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei  Stimm-
 enthaltung der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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 Der Bundestag wolle beschließen,

 den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/9686 unverändert anzunehmen.

 Berlin, den 13. Juni 2012
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Bericht der Abgeordneten Dr. Thomas Gebhart, Dr. Matthias Miersch, Judith
 Skudelny, Ralph Lenkert und Dorothea Steiner
 I.  Überweisung

 Der  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/9686  wurde  in  der
 181.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am  24.  Mai  2012
 zur  federführenden  Beratung  an  den  Ausschuss  für  Umwelt,
 Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  und  zur  Mitberatung  an
 den  Innenausschuss  sowie  den  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau
 und Stadtentwicklung überwiesen.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

 Mit  dem  schrittweisen  Aufbau  der  nationalen  Geodaten-
 infrastruktur  stehen  die  Geodaten  des  Bundes  über  Geo-
 datendienste  und  das  Geoportal  des  Bundes  Bürgerinnen
 und  Bürgern,  Wissenschaft  und  Wirtschaft  zur  Verfügung.
 Auf  Bundesebene  existiert  jedoch  derzeit  keine  spezial-
 gesetzliche  Rechtsgrundlage  zur  Festlegung  von  Nutzungs-
 bedingungen  für  die  Bereitstellung  von  Geodaten  und  Geo-
 datendiensten.  Die  Änderung  des  Geodatenzugangsgeset-
 zes  (GeoZG)  schafft  die  Rechtsgrundlage  für  eine  geldleis-
 tungsfreie  Nutzung  von  Geodaten  und  Geodatendiensten
 für  eine  allgemeine  Nutzung.  Um  die  Bedingungen  für  die
 Nutzung  dieser  Geodaten  und  Geodatendienste  verbind-
 lich  festlegen  zu  können,  wird  die  Ermächtigung  zum  Er-
 lass  von  Rechtsverordnungen  in  §  14  GeoZG  entsprechend
 erweitert.

 III.  Stellungnahmen  der  mitberatenden  Ausschüsse

 Der  Innenausschuss  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  den  Gesetzentwurf  auf
 Drucksache 17/9686 unverändert angenommen.

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU,  SPD  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/9686  unverändert
 angenommen.

 IV.  Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse
 im federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  hat  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/9686  in  sei-
 ner  75.  Sitzung  am  13.  Juni  2012  ohne  Berichterstattung  der
 Fraktionen behandelt.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  dem  Deutschen  Bundestag
 zu  empfehlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/9686
 unverändert anzunehmen.
 Berlin, den 13. Juni 2012
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